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15 
JÜRGEN KOCKA 

Hitler sollte nicht durch Stalin und Pol Pot 
verdrängt werden 

Über Versuche deutscher Historiker, die Ungeheuerlichkeit 
von NS-Verbrechen zu relativieren 

Anders als in den 60er und 70er Jahren braucht die Relevanz 
der Geschichte heute nicht besonders bewiesen zu werden. Ge­
genwärtig besteht kein Mangel an historischem Interesse. Hi­
storische Ausstellungen erfreuen sich großer Beliebtheit. Die 
Regierungen haben Geld für-historische Museen. In renom­
mierten Taschenbuchreihen florieren »Historische Bibliothe­
ken«. Kulturhistorisches verkauft sich gut, die Nachfrage nach 
Soziologie ist gesunken. Alternative Bewegungen versuchen, 
ihre gegenwartskritische Identität durch Umgang mit der 
Geschichte zu festigen - wie sie sie verstehen. Prominente Hi­
storiker schreiben Leitartikel in vielgelesenen Zeitungen. 
Kontroversen um historische Themen stehen im Zentrum 
grundsätzlicher intellektueller Auseinandersetzungen von So­
zialwissenschaftlern (wie Habermas), Journalisten (wie Fest) 
und Historikern (wie Nolte). Es wäre falsch, über Geschichts­
vergessenheit zu klagen. 

Die Gründe des Interesses an Geschichte haben sich ver­
schoben. Nicht so sehr Aufklärung, Kritik von Selbstverständ­
lichkeiten und Beiträge zur Emanzipation erwartet die öffent­
liche Diskussion von der Beschäftigung mit der Geschichte, 
vielmehr: Hilfen zur Identitätsfindung oder gar Beiträge zur 
Sinnstiftung. »Zustimmungsfähige Vergangenheit« ist ge­
wünscht, Geschichte als Tradition zur Stärkung der kollektiven 
Identität und Konsensbildung. Die Suche nach zustimmungsfä­
higer Vergangenheit und die Pflege identitätsfördernder Erin­
nerung treten in sehr verschiedenen Formen auf. Drei davon 
seien kurz diskutiert. 
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Der Ort des Nationalsozialismus 
Da gibt es den Versuch, die Ungeheuerlichkeit der national­
sozialistischen Verbrechen zwar nicht zu leugnen, aber doch zu 
relativieren und ihren Ort in der Geschichte neu zu definieren. 
Zwar ist es wenig verwunderlich und an sich nicht zu kritisieren, 
daß man auch an jenen dunkelsten Abschnitt unserer Ge­
schichte aus dem zeitlichen Abstand eines halben Jahrhunderts 
andere Fragen richtet als unmittelbar nach ihrem Ende. Dies 
schon deshalb, weil man heute die Kurz- und Langzeitfolgen (zu 
denen auch teilweise die Stabilität der Bundesrepublik gehört) 
besser und anders übersieht als unmittelbar nach der Kata­
strophe. 

Aber wenn HermannLübbe die Verdrängung jener Vergan­
genheit und den Verzicht auf grundsätzliche Auseinanderset­
zung um die Verantwortung für sie nach 1945 als Bedingungen 
einer Versöhnung lobt, die die Bundesrepublik zu ihrem Über­
leben und ihrer Stabilität brauchte, dann muß man nicht den 
wahren Kern dieser These leugnen, um doch dagegenzuhalten, 
daß diese Verdrängungsstrategie gleichzeitig tiefgreifende poli­
tisch-moralische »Kosten« hatte und mit ihr neue Glaubwürdig­
keitsdefizite eingehandelt wurden, ohne die die Schärfe der 
Protestbewegungen der späten 60er/frühen 70er Jahre nicht 
verstanden werden kann und die dieses Gemeinwesen bis heute 
belasten. Man sollte - anders als Lübbe - die nüchterne Einsicht 
in die teilweise heilenden Folgen jener Verdrängung mit der 
Empörung über die Ungerechtigkeit verbinden können, die je­
ner Verzicht auf Abrechnung mit den Verbrechen für deren 
Opfer bedeutet hat - und zwar nicht nur aus moralischen Grün­
den, die ja auch im historisierenden Diskurs des Philosophen 
nicht ganz fehlen müssen, sondern auch im Interesse einer dann 
zwar kurzfristig weniger leicht »zustimmungsfähigen«, aber 
letztlich wahrscheinlich tragfähigeren Geschichtssicht. 

Die Relativierung der nationalsozialistischen Periode hat 
Ernst Nolte in seinem kontrovers diskutierten Aufsatz »Vergan­
genheit, die nicht vergehen will« (FAZ vom 6.6.86) ein ganzes 
Stück weiter getrieben. Zwei Argumentationsstränge sollte 
man in seinem Beitrag auseinanderhalten: 
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a) Zum einen will er »die sogenannte Vernichtung der Juden 
während des Dritten Reiches« ihrer scheinbaren Einzig­
artigkeit entkleiden: andere Völkermorde seien ihr vorausge­
gangen (türkische Armenierverfolgung, stalinistischer Massen­
terror) und gefolgt (Pol Pot z.B.). Gegen historische Verglei­
che ist nun nichts einzuwenden, ganz im Gegenteil. Sie sind 
auch nicht neu. Mit dem Begriff des Totalitarismus hat man 
unleugbare Ähnlichkeiten zwischen Nationalsozialismus und 
Stalinismus herausgearbeitet, so ihre gemeinsame Feindschaft 
gegenüber dem liberal-demokratischen Verfassungsstaat, ihre 
ähnlichen Unterdrückungsformen und eben auch in der Tat die 
Massenvernichtungen. 

Dies anzuerkennen, bedeutet keine Verharmlosung der 
»deutschen Katastrophe«, bedeutet auch keine Diskreditie­
rung des Faschismusbegriffs, der die ebenfalls unleugbaren tie­
fen Unterschiede zwischen Nationalsozialismus und Stalinis­
mus herauszuarbeiten erlaubt: wichtige Unterschiede der Ideo­
logie und der jeweiligen Zukunftsvorstellungen, der sozialen 
Ursachen und Folgen, des Ortes und Stellenwertes im histori­
schen Entwicklungsprozeß. 

Auch auf die gesamteuropäische Dimension der national­
sozialistischen Judenvernichtung im Unterschied zur innerso­
wjetischen Dimension der stalinistischen Kulakenvernichtung 
hat man zu Recht verwiesen. Und es bleibt ein qualitativer Un­
terschied zwischen der bürokratisierten, leidenschaftslosen, 
perfekten Systematik des Massenmords im durchindustriali­
sierten, vergleichsweise hochorganisierten Reiche Hitlers und 
der brutalen Mischung von Bürgerkriegsexzessen, Massen-»Li-
quidierungen«, Sklavenarbeit und Verhungernlassen im rück­
ständigen Reiche Stalins. 

Wie gesagt, für Vergleiche, die immer nach Ähnlichkeiten 
und Unterschieden fragen müssen, wird man auch bei diesem 
Thema als Historiker eintreten, so sehr sich das Gefühl, der 
Takt, der Respekt vor den Millionen Toten gegen das »Auf­
rechnen« von Ungeheuerlichkeiten sträuben mögen. Aber zu­
gleich empfiehlt sich der Vergleich mit den Gesellschaften der 
westlichen Welt, mit denen wir uns sonst traditionell gern ver­
gleichen, die uns nach Entwicklungsstand, Gesellschaftsstruk-
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tur und politischen Ansprüchen verwandter, ähnlicher sind und 
die nicht faschistisch bzw. totalitär pervertierten. Die sich in 
diesem Vergleichsfeld ergebende Singularität der deutschen 
Entwicklung sollte durch Vergleich mit Stalin und Pol Pot nicht 
verdrängt werden; sie bleibt wichtig, bedrohend und beschä­
mend. 

Warum sprechen Nolte und Joachim Fest, der ihn gegen 
die Kritik Habermas' erstaunlich radikal verteidigt (FAZ, 
29.8.86), davon so wenig? Was sind die Absichten und die 
Funktionen dieser Selektion? Zweifellos ist es bei der Suche 
nach Ursachen, Charakter und Folgen des deutschen National­
sozialismus ertragreicher, angemessener und gerechter, Wei­
mar-Deutschland und Hitler-Deutschland mit dem zeitgenössi­
schen Frankreich oder England zu vergleichen als mit dem 
Kambodscha Pol Pots oder mit Idi Amins Uganda. Das hat 
nichts mit »Hochmut« und »Herrenvolkgesinnung« zu tun, wie 
Fest unterstellt, sondern mit dem zivilisationsgeschichtlichen 
Wissen über den Zusammenhang von ökonomischem Entwick­
lungsstand und Möglichkeiten gesellschaftlich-politischer Or­
ganisation wie auch mit dem Ernstnehmen unserer europäi­
schen Tradition, aus der Aufklärung, Menschenrechte und 
Verfassungsstaat nicht weggedacht werden können. Wie 
könnte man es rechtfertigen, die nationalsozialistische Ver­
nichtungspolitik nicht auf diesem Hintergrund einmal erreich­
ter, nunmehr tief verletzter Ansprüche einzuordnen? In 
Grundentscheidungen historischer Argumentation verknüpfen 
sich immer Wissenschaft, Moral und Politik. Das erklärt die 
Schärfe mancher Kontroversen und warnt zugleich vor ihrer 
Verschärfung. 

b) Zum anderen legt Nolte nahe, die »asiatische« Vernich­
tungspolitik der Nationalsozialisten als doch nicht ganz unver­
ständliche Reaktion auf die vorgängige Vernichtungsdrohung 
zu verstehen, als deren potentielle oder wirkliche Opfer sich 
Hitler und die Nationalsozialisten angeblich nicht ganz zu Un­
recht sahen. »War nicht der >Archipel GULag< ursprünglicher 
als Auschwitz? War nicht der >Klassenmord< der Bolschewiki 
das logische und faktische Prius des >Rassenmords< der Natio­
nalsozialisten?« Und an anderer Stelle verweist er auf die vor-
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gängige »Kriegserklärung«, die seitens des jüdischen Weltkon­
gresses 1939 gegen Deutschland abgegeben worden sei. (a) 

Diese Bemerkungen Noltes, die Fest verteidigt, haben nun 
nichts mehr mit nüchterner historischer Motivations- und Kau­
salanalyse zu tun. Die wirklichen Ursachen des Antisemitismus 
in Deutschland sind weder in Rußland noch beim jüdischen 
Weltkongreß zu finden. Und wie kann man im Lichte der Tatsa­
chen die nationalsozialistische Judenvernichtung als ein auch 
nur irgendwie konsequentes, wenn auch antizipierendes Ab­
wehrmittel gegen drohende Vernichtung aus der Sowjetunion 
deuten, mit der man bis 1941 paktiert und die man dann an­
greift? Hier würde die nüchterne geschichtswissenschaftliche 
Frage nach realhistorischen Zusammenhängen, nach Ursachen 
und Folgen, nach wirklichen Motiven und deren Bedingungen 
ausreichen, um sich und die Leser vor abstrus-spekulativen 
Deutungen zu schützen. Nolte unterläßt solche Fragen. Wenn 
»zustimmungsfähige« Vergangenheit nur durch intellektuelle 
Bocksprünge dieser Art zu gewinnen ist, dann sollten wir dar­
auf verzichten. 

Geschichten statt Geschichte 
Mit solchen Revisionen unseres nationalen Geschichtsbilds ha­
ben die »Alltagshistoriker« in den »Geschichtswerkstätten« in 
der Regel nichts zu tun, so vielfältig die Strömungen auch sind, 
die sich in der »neuen Geschichtsbewegung« (so die Sprache 
der Medien) finden. Politisch, moralisch und intellektuell ist 
die Arbeit dieser wenig professionellen, institutionell kaum ab­
gestützten Lokalhistoriker meist anders zu verorten: eher kri­
tisch gegenüber der nationalgeschichtlichen Tradition, eher 
links in vielen Beziehungen. 

Trotzdem, auch sie betreiben Geschichte häufig zu identifi-
katorischen Zwecken. Grab, wo du stehst (wozu? - um die ei­
genen Wurzeln zu finden). Rekonstruktion der Betroffenheits­
erfahrungen und Lebensweisen der kleinen Leute im eigenen 
Raum, auch um sich selbst in der Geschichte »wiederzufin­
den«. Lebensweltbezogene Mikrogeschichte als Mittel zur 
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Fundierung und Absicherung der Identität im kleinen, über­
schaubaren Raum des Stadtteils, der jeweiligen Bewegung, 
vielleicht auch der Landschaft. 

Dies soll hier nicht grundsätzlich angegriffen werden, wie 
dies überhaupt nicht der Ort ist, die unbestreitbaren Vorzüge 
und Leistungen der Alltagsgeschichte und der Geschichtswerk­
stätten gegenüber ihren unübersehbaren Defiziten, Illusionen 
und Einseitigkeiten umfassend abzuwägen. Hier sei nur auf 
einen Preis hingewiesen, der für diese Form von Mikro-
geschichte meistens zu zahlen ist: der Verzicht auf die Erkennt­
nis der Zusammenhänge, die Ignorierung der »großen Fragen« 
nach Staats- und Klassenbildung, nach Religionen und Kir­
chen, nach Industrialisierung und Kapitalismus, nach Nation 
und Revolution, nach den grundsätzlichen Ursachen und Fol­
gen des Nationalsozialismus, nach den deutschen Besonderhei­
ten im internationalen Vergleich. 

Solche Fragen lassen sich nämlich über Betroffenheits­
geschichte und oral History nicht recht erschließen. Zu ihrer 
Beantwortung braucht man komplizierte Begriffe und breite 
Lektüre, Theorien und sehr langen Atem - eben das, was am 
ehesten die professionelle Geschichtswissenschaft bieten kann, 
die sich dazu der Freiräume und Mittel der Hochschulen bedie­
nen, auf langwierige Ausbildungsprozesse zurückgreifen und 
die Vorteile der Arbeitsteilung ausnutzen kann. Einen direk­
ten, schnellen, unprofessionellen Weg zur Erkenntnis der lang­
zeitlichen Zusammenhänge von Wirtschaft, Gesellschaft, Kul­
tur und Politik gibt es leider nicht. 

Aber es müßte auch aus der Perspektive der Alltagshistori­
ker dringend sein, diese mit ihren Methoden nicht zu erwerben­
den Zusammenhangserkenntnisse nicht zu ignorieren. Denn 
einerseits sind die sich wandelnden Strukturen und Erfahrun­
gen noch im kleinsten Raum in hohem Maße Ergebnis jener 
größeren Zusammenhänge und Prozesse, also ohne Rekurs auf 
diese nicht zu begreifen. Andererseits spielt sich ein großer Teil 
unserer Politik und damit der Weichenstellungen, die die ein­
zelnen Personen und die kleinsten Gruppen betreffen, notwen­
dig im überlokalen, überregionalen Raum ab. Ein Verzicht auf 
die »großen Fragen« der Geschichte bedeutet leicht: Verlust 
der Politikfähigkeit (so Richard Löwenthal). 
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Schließlich ist zwar nichts gegen die Existenz mehrerer, auch 
nicht-kompatibler »Geschichtsbilder« zu sagen. Aber im Inter­
esse an ihrer Geltung oder Wahrheit und im Interesse am im­
mer neu zu erarbeitenden Konsens in wichtigen Fragen, der in 
der Tat zu einer demokratisch-liberalen politischen Kultur ge­
hört, sollten sie sich nicht gegenseitig ignorieren. Durch Ab­
biendung der »großen Fragen« leisten die Alltagshistoriker 
dem Vorschub. Sie puzzlen vor sich hin. Eine Infragestellung 
anderer Geschichtsbilder bedeuten sie deshalb ebensowenig, 
wie sie sich durch diese selbst in Frage stellen lassen. Eine Par-
tialisierung des Geschichtsverständnisses ist zu konstatieren. 
Kleinräumige Identifikation durch Abbiendung der Zusam­
menhänge - dies ist intellektuell nicht befriedigend und poli­
tisch letztlich problematisch. 

Mittellage (b) 
Schließlich soll auf einen dritten - nationalgeschichtlichen -
Versuch eingegangen werden, die Frage der Identität zu beant­
worten. Er ist politisch ambivalent, intellektuell anregend, 
aber letztlich unbefriedigend. Ich meine die zeitgemäß modifi­
zierte Wiederaufnahme der alten These vom deutschen Son­
derweg in der Mitte Europas. 

»Daß das Maß von Freiheit, das in einem Staate vernünfti­
gerweise stattfinden kann, umgekehrt proportional dem militä­
risch-politischen Druck sei, der auf seine Grenzen vom Aus­
land her ausgeübt wird«, diese Überzeugung des Engländers 
J. R. Seeley teilten bis 1918 viele deutsche Historiker. Sie be­
gründeten und rechtfertigten damit, daß Deutschland in seiner 
außenpolitisch exponierten Mittellage - und mit seinen spezifi­
schen Traditionen - sich kaum Parlamentarisierung leisten 
könne, sondern militärisch-bürokratisch geprägter Obrigkeits­
staat bleiben, also insofern (im Vergleich zu Westeuropa) einen 
»Sonderweg« gehen müsse. 

Kluge Historiker wie Otto Hintze gaben diese Sichtweise 
nach 1918 auf. Nach dem Zweiten Weltkrieg fand sie kaum 
noch Verteidiger. Erst Ende der 70er Jahre wurde sie in einer 
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kritischen Variante wieder aufgenommen, und zwar von dem 
Amerikaner D. P. Calleo, der die historischen Schwierigkeiten 
und seines Erachtens weiter bestehenden Unberechenbarkei­
ten der Deutschen nicht sehr überzeugend aus ihrer geo­
graphischen Mittellage zu erklären versuchte. Dann bedienten 
sich Michael Stürmer und Hagen Schulze in ihren bei Siedler 
veröffentlichten, gewichtigen Büchern über »Das ruhelose 
Reich. Deutschland 1866-1918« und »Weimar« der neuen geo-
historischen Hypothese, und seitdem macht diese Sicht eine ge­
wisse Karriere, bis hinein in die früheren Reden des gegenwär­
tigen Bundespräsidenten v. Weizsäcker. Die Sicht paßt eigent­
lich gut zum Wunsch nach Äquidistanz gegenüber Osten und 
Westen (einem Wunsch, der von Stürmer, Schulze und v. Weiz­
säcker allerdings nicht vertreten, sondern abgelehnt wird). 
Diese Sicht ließe sich gut zur Begründung neuer deutscher Son­
derwege benützen, wer weiß, auf welchen Gebieten. Darin 
steckt ihre politische Brisanz. 

»Die große Konstante der deutschen Geschichte ist die Mit­
tellage in Europa; Deutschlands Schicksal ist die Geographie« 
(H. Schulze). Dahinter steckt die Überzeugung, daß das euro­
päische Gleichgewicht eine schwache Mitte voraussetzte und 
insofern die staatsrechtliche Vielgliedrigkeit des Alten Reiches 
und des Deutschen Bundes im Grunde die angemessenere Lö­
sung gewesen sei. Die Gründung des Deutschen Reiches im 
»Herzen Europas« habe dann 1871 eine tiefgreifende Gleichge­
wichtsstörung bedeutet. Diese sei nur vorübergehend den 
europäischen Mächten durch die maßvolle Außenpolitik Bis­
marcks akzeptabel gemacht worden, die aber nur gelingen 
konnte, solange sie mit einer, die innere Dynamik des Kaiser­
reichs in Schranken haltenden obrigkeitsstaatlichen Verfas-
sungs- und Repressionspolitik verbunden war. »Deutschland 
wird von seinen Nachbarn so lange und gerade eben noch ertra­
gen, wie der Deckel fest auf seinem brodelnden Innern sitzt. 
Aus diesem Grund wird der Weltkrieg früher oder später un­
vermeidlich, als Bismarcks Nachfolger dessen Politik der strik­
ten Beschränkung... aufgeben und die Macht der alten preußi­
schen Oberschicht... zunehmend unterhöhlt wird. Das Auf­
kommen organisierter Verbandsinteressen, nationalistischer 
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und imperialistischer Massenorganisationen, der allmähliche 
Parlamentarisierungsprozeß und der schleichende Machtver­
lust des preußischen Staatsministeriums... - alles das hängt 
miteinander zusammen und zerstört unaufhaltsam die Begren­
zungen, die das europäische System der Existenz des deutschen 
Nationalstaats setzt. Der Konflikt ist unter diesen Umständen 
so absehbar wie die deutsche Niederlage, und wahrscheinlich 
ist auch die anschließende Auflösung des Deutschen Reichs.« 

Es ist klar, daß sich diese Sichtweise gegen die lange vorherr­
schende liberale Interpretation des Kaiserreichs wendet, wie 
sie u. a. von Hans Rosenberg, Ernst Fraenkel, Fritz Fischer, 
Gerhard A. Ritter, Hans-Ulrich Wehler, Hans-Jürgen Puhle, 
Heinrich August Winkler, Wolf gang Mommsen, Gordon Craig 
und früher auch von Karl-Dietrich Bracher vertreten wurde -
in jeweils anderen Varianten. Während aus dieser liberalen 
Sicht die obrigkeitsstaatlich-vorparlamentarische Struktur des 
Kaiserreichs als konfliktverschärfende Belastung und langfri­
stig wirkendes Hindernis liberaler Demokratisierung in 
Deutschland begriffen wurde, erscheint der vorparlamenta­
risch-obrigkeitsstaatliche Charakter des Reichs bei Stürmer 
und Schulze als berechtigte Konsequenz der geographischen 
Mittellage und als Garant des Friedens, der nur leider auf 
Dauer den Kräften der Bewegung nicht gewachsen war. 

Während die verhinderte Parlamentarisierung und die fort­
dauernde Dominanz traditionaler Eliten aus Adel, Militär und 
Bürokratie zumeist als Strukturdefizite des Kaiserreichs ange­
sehen wurden, hätten nach Stürmer und Schulze eine frühere 
Parlamentarisierung und gründlichere Demokratisierung die 
Politik des Reiches nur noch maßloser gemacht; ihrer Meinung 
nach litt das Reich eher unter einem Zuviel an Demokratisie­
rung, Mobilisierung und Dynamik, weniger an seiner obrig­
keitsstaatlichen Starre. Eine besondere Gefahr stellte dieses 
Reich nicht deswegen dar, weil es etwa expansiver und aggres­
siver war als seine westlichen Nachbarn, sondern weil die an 
sich »normale« Expansivität dieses Reiches nicht mit seiner 
geographischen Lage vereinbar war. 

Aber diese Sichtweise kann nicht überzeugen. Mit ihr kann 
man nicht erklären, warum und mit welcher Notwendigkeit 
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dieses Reich in der Mitte seine innere Dynamik entwickelte 
und schließlich nach außen lenkte. Und sie übersieht, daß es 
gerade die obrigkeitsstaatlich-vorparlamentarische Unbeweg-
lichkeit der Reichsverfassung war, die die auf Partizipation 
dringenden sozialen und politischen Kräfte ins Abseits drängte 
und so irrational-destruktive Strömungen hervorbringen half, 
die dann destabilisierend wirkten, nach innen und außen. 

Grundsätzlicher noch: Die Geographie als solche erklärt we­
nig. Auch die Schweiz und Polen liegen »in der Mitte«, und 
doch haben sie eine ganz andere Geschichte. Mit der geo­
graphischen Lage Deutschlands sind im Laufe der Jahrhun­
derte ganz unterschiedliche Verfassungsstrukturen und Bünd­
niskonstellationen vereinbar gewesen. Die Definition der 
Mitte ist selbst ein historisches Phänomen und ändert sich mit 
der Zeit. Auf dem Wiener Kongreß z. B. war das geschlagene 
und als gefährlich erachtete Frankreich der Staat in der Mitte 
zwischen England einerseits, dem entstehenden Deutschen 
Bund und dem Zarenreich andererseits. Die Geographie ist 
weder Schicksal noch erklärt sie viel. Auch so läßt sich die 
Frage nach der deutschen Identität nicht beantworten, wenn es 
sich auch gut macht, bedeutungsschwer von der Lage im Her­
zen Europas und der damit verbundenen schicksalhaften Erb­
schaft zu munkeln. 

Kritik als Identität 
Weder durch relativierende Einebnung der nationalsozialisti­
schen Periode und anderer dunkler Punkte unserer Vergangen­
heit noch durch die liebevolle Zeichnung alltagshistorischer 
Miniaturen, noch durch einen neuen kurzschlüssigen Geo­
graphismus sollten die Historiker auf die Zumutung reagieren, 
Identität zu stiften. Ihre Aufgabe ist die Beschreibung, Erklä­
rung und Darstellung vergangener Wirklichkeit mit wissen­
schaftlichen Mitteln unter den sich wandelnden und nie einheit­
lichen, zukunftsorientierten Problemstellungen der Gegen­
wart. Indem sie die Gegenwart in ein möglichst aufgeklärtes -
und das heißt zutreffendes, umfassendes, gemeinsames und 
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kritisches - Verhältnis zu ihrer Vergangenheit zu setzen helfen, 
erfüllen sie wichtige gesellschaftliche Bedürfnisse! und tragen in 
einem grundsätzlichen und vermittelten Sinn zur Identitätsfin-
dung bei, vorausgesetzt, man benutzt einen Begriff von Identi­
tät, der Selbst-Distanzierung und Reflexion ebenso einschließt 
wie ständigen Wandel und immer erneute Kritik. 
Quelle: Frankfurter Rundschau, 23. September 1986 
Anmerkung des Autors: Titel und Untertitel wurden dem Text von der Redak­
tion der Frankfurter Rundschau hinzugefügt. Eine Langfassung des Beitrags 
erschien unter dem Titel »Kritik und Identität. Nationalsozialismus, Alltag und 
Geographie«, in: Die Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte, Oktober 1986, 
S. 890-897. 

Zu (a): Diese Formulierung ist zu Recht als ungenau kritisiert worden. Der 
Bezug ist auf E. Nolte, Between Myth and Revisionism? The Third Reich in the 
Perspective of the 1980s, in; H. W. Koch (Hg.), Aspects of the Third Reich, 
London 1985, S. 1 7 - 3 8 , hier S. 27f., vgl. Text Nr. 1 in diesem Bd. Nolte er­
wähnt »Chaim Weizmann's official declaration in the first days of September 
1939, according to which Jews in the whole world would fight on the side of 
England«. Nolte zitiert dies nach der ungenauen Wiedergabe im »Archiv der 
Gegenwart« 1939. Der volle Wortlaut dieses von Weizmann am 29. August 
1939 an den britischen Premierminister Neville Chamberlain geschriebenen 
Briefes findet sich in: Letters and Papers of Chaim Weizmann. Series A: Let­
ters, vol. XIX, January 1935-June 1940, Jerusalem 1977, S. 145. Weizmann 
bot darin für die Jewish Agency (damals eine als öffentliche Körperschaft an­
erkannte Vertretung der »World Zionist'Organization« für Palästina, die u. a. 
die britische Mandatsregierung in Palästina beriet) die Beteiligung der Juden 
an militärischen Maßnahmen unter britischer Leitung an. »In this hour of su-
preme crisis... the Jews >stand by Great Britain and will fight on the side of the 
democracies<«. Nolte interpretiert die Stellungnahme Weizmanns als 
»something like a declaration of war« und folgert unhaltbarerweise: »...it 
might justify the consequential thesis that Hitler was allowed to treat the Ger­
man Jews as prisoners of war and by this means to intern them«. - Weizmann 
war 1929-31 und 1935-46 Präsident der World Zionist Organization (WZO), 
die regelmäßig den Zionistischen Weltkongreß abhielt. Der Brief dürfte im 
Rahmen des 21. Zionistischen Weltkongresses 1939 in Genf geschrieben wor­
den sein. Zwischen WZO und Jewish Agency bestanden enge Verknüpfungen. 
Der Brief ist im Zusammenhang der Beziehungen zwischen der britischen 
Mandatsregierung in Palästina und der Jewish Agency zu sehen. Das wird am 
Wortlaut des Briefes deutlich. 

Zu (b): Der mit »Mittellage« überschriebene Abschnitt findet sich teils 
wörtlich, teils sinngemäß bereits in meiner Rezension der Bücher »Das ruhe­
lose Reich. Deutschland 1866 -1918« von M. Stürmer und »Weimar« von H. 
Schulze in: Geschichtsdidaktik 9 (1984), S. 79 - 83. 
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